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Sehr geehrte Frau Standespräsidentin 

Hohe Regierung 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

Die Antwort der Regierung auf unsere Anfrage zur Grenzsicherheit und Sicherung der 

dezentralen Zollstrukturen geht leider nicht ganz in die erwartete Tiefe und lässt doch etwas 

Entschlossenheit vermissen. Gerade in einem sicherheitspolitisch sensiblen Bereich wie 

diesem, sind allgemein formulierte Absichtserklärungen heikel. 

Nun, das Transformationsprogramm DaziT des Bundesamts für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) 

hat im Kanton Graubünden zu einem konkreten Personalabbau von 9 Stellengeführt, also von 64 

auf 55 Stellen. Damit wurde die Präsenz an den dezentralen Zollstandorten reduziert und es 

entstanden Unsicherheiten in der Bevölkerung und in der Wirtschaft. Das Resultat: Eine 

Reduktion des subjektiven Sicherheitsgefühls und ein Abbau von Zolldienstleistungen. 

Die erhaltenen Antworten auf die Anfrage führen für mich zu folgenden Fesstellungen: 

1. Wir haben einen Personalabbau trotz politischem Auftrag 

Die Standesinitiative Hitz-Rusch von 2017 wollte das Gegenteil: eine Aufstockung des 

Grenzwachkorps. Die Realität ist nun eine Reduktion des Personalbestands um rund 15ௗ%. Das 

ist eine sicherheitspolitisch problematische Entwicklung – und es braucht eine Erklärung, 

warum dieser Abbau politisch nicht verhindert wurde. 

2. Der Personalabbau führt zu einer Schwächung der Grenzregionen 

Personalverschiebungen weg von den Grenzen führen zu längeren Interventionszeiten, Verlust 

operativer Fähigkeiten und – was besonders schwer wiegt – zu einem gefühlten Kontrollvakuum, 

denn Tatsache ist, dass das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung geschwächt wird. 

3. Es kommt zu einer Verlagerung von Zollkompetenzen auf private Akteure 

Der Fall Müstair zeigt deutlich: Die Verlagerung von hoheitlichen Aufgaben an private Akteure 

ist keine Optimierung, sondern eine ziemlich heikle Kompetenzverschiebung. 

4. Die Wirtschaft ist betroffen 

Wenn zuverlässige und ortsnahe Zolldienstleistungen fehlen, bedeutet das für die Unternehmen 

längere Wartezeiten sowie Mehraufwand und damit Wettbewerbsnachteile. 

5. Das BAZG hat einen Reputationsverlust 

Die Schwächung der operativen Kontrolle gefährdet nicht nur die Sicherheit, sondern auch das 

Vertrauen in das BAZG als verlässlicher Partner für Wirtschaft und öffentliche Ordnung. 

Das alles ist ein Rückschritt in der Sicherheitslogik und auch ein kritisches Signal an die 

Bevölkerung und die Wirtschaft, v.a. in den betroffenen Grenzregionen. 

Lassen Sie mich noch kurz auf die erhaltenen Antworten eingehen, da diese in verschiedenen 

Bereichen eher zu mehr Fragen als Klärung geführt haben: 

 Frage 1 wurde zwar beantwortet, jedoch stellt sich gleich die Folgefrage zu konkreten 

Massnahmen, welche die Regierung auf Bundesebene unternommen hat, um dem 

Personalabbau entgegenzuwirken und damit ist ebenfalls unklar, welche konkreten 

Interventionen es auf Bundesstufe gab. In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, 

weshalb der Stellenabbau in den sicherheitspolitisch sensiblen Regionen nicht öffentlich 

kommuniziert bzw. politisch thematisiert wurde. 



 

 

 Der in Antwort 2 erwähnte «enge Kontakt» zum BAZG und dessen Bedeutung sind schwierig 

einzuordnen. Hier wären Angaben zur Frequenz und zum Inhalt dieses Kontaktes 

aufschlussreich gewesen. Es bleibt offen, wie die Anliegen Graubündens zur Kontrolle des 

Personen- und Warenverkehrs bei den zuständigen Stellen eingebracht wurden. 

 Die Antwort 3 lässt keine Rückschlüsse auf die konkreten Forderungen zu, welche an die 

Bundesparlamentarier übermittelt wurden. Es stellt sich daher die Frage, ob das 

Engagement der Regierung in Bezug auf die Grenzsicherheit und den Erhalt der dezentralen 

Zollstrukturen im Rahmen der Treffen mit den Bundesparlamentariern dokumentiert ist, also 

ob die konkreten Forderungen und Anliegen schriftlich belegt werden können. 

 Die Antwort 4 lässt leider offen, welche konkreten Indikatoren oder qualitativen 

Bewertungen die Einschätzung stützen, wonach die Zusammenarbeit zwischen der 

Kantonspolizei und dem BAZG als «sehr gut» beurteilt wird. Angesichts des Personalabbaus 

beim BAZG stellt sich auch die Frage, ob es eine Stärkung der Kantonspolizei braucht, um 

die sicherheitspolizeilichen Aufgaben weiterhin sicherzustellen. 

 Und schliesslich stellt sich in Bezug auf den potenziellen weiteren Abbau von schweizweit 

300 Stellen beim BAZG die Frage, wie sich die Regierung bei den zuständigen Stellen 

einbringen möchte. Unklar bleiben auch die praktischen Folgen von DaziT in Bezug auf 

Kontrollfähigkeit, Interventionszeiten und Sicherheit an den Bündner Landesgrenzen. 

Ja, der Kanton kann keine Weisungen an den Bund erteilen. Aber er kann - und sollte: 

 klare Erwartungen formulieren, 

 sich deutlich und transparent positionieren, 

 sowie eine aktive Interessenvertretung im Dialog mit dem Bund, mit der Konferenz der 

Kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren KKJPD und mit den Bundesparlamentariern 

sicherstellen und damit kantonale Interessen im Bereich der Zoll- und 

Grenzsicherheitspolitik gegenüber dem Bund vertreten und bestmöglich durchsetzen. 

Die Wirtschaft ist auf funktionierende und effiziente Zolldienstleistungen angewiesen und der 

Kanton Graubünden darf nicht als Verlierer einer schweizweiten Optimierung - oder vielleicht 

besser Zentralisierung - dastehen. 

Der Grenzraum des Kantons Graubünden umfasst insgesamt über 400 km Landesgrenze und 

weist damit die längste Staatsgrenze der Schweiz auf. Er grenzt an drei Länder und hat 

sicherheitspolitisch sensible sowie geografisch anspruchsvolle Übergänge. Deshalb braucht es 

zwingend ein dezentrales, reaktionsschnelles und v.a. eben auch ein lokal verankertes 

Sicherheitsdispositiv. Die Verteidigung unserer Landesgrenzen beginnt nicht in der Cloud oder 

in Bern – sie beginnt vor Ort. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich für mich momentan die Frage, ob es für den Erhalt der 

dezentralen Zollstrukturen weitere konkrete politische Schritte braucht. 

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Gabriela Menghini-Inauen 


